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§14
Ausübung des Wahlrechts,

Stimmzettel, ungültige Stimmabgabe
(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetra­

gen ist.
(2) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels in 

einem Wahlumschlag ausgeübt. Die Stimmzettel müssen diesel­
be Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung haben. Das­
selbe gilt für die Wahlumschläge. Gehören der Dienststelle aus­
ländische Beschäftigte an, so sind Musterstimmzettel nebst 
einer Übersetzung in die Muttersprache der Beschäftigten im 
Wahllokal an gut sichtbarer Stelle auszuhängen.

(3) Ist nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu wählen 
(§ 23 Abs. 1), so kann die Stimme nur für den gesamten Wahlvor­
schlag (Vorschlagsliste) abgegeben werden. Ist nach den Grund­
sätzen der Personenwahl zu wählen (§ 25 Abs. 1, § 27 Abs. 1), so 
wird die Stimme für die zu wählenden einzelnen Bewerber abge­
geben.

(4) Ungültig sind Stimmzettel,
1. die nicht in einem Wahlumschlag abgegeben sind,
2. die nicht den Erfordernissen des Absatzes 2 Satz 2 entspre­

chen,
3. aus denen sich der Wille des Wählers nicht zweifelsfrei er­

gibt,
4. die ein besonderes Merkmal, einen Zusatz oder einen Vorbe­

halt enthalten.
(5) Mehrere in einem Wahlumschlag für eine Wahl enthaltene 

Stimmzettel, die gleich lauten, werden als eine Stimme gezählt.
(6) Hat der Wähler einen Stimmzettel verschrieben, diesen 

oder seinen Wahlumschlag versehentlich unbrauchbar ge­
macht, so ist ihm auf Verlangen gegen Rückgabe der unbrauch­
baren Wahlunterlagen ein neuer Stimmzettel und gegebenen­
falls ein neuer Wahlumschlag auszuhändigen. Der Wahlvor­
stand hat die zurückgegebenen Unterlagen unverzüglich in Ge­
genwart des Wählers zu vernichten.

§ 15
Wahlhandlung

(1) Der Wahlvorstand trifft Vorkehrungen, daß der Wähler 
den Stimmzettel im Wahlraum unbeobachtet kennzeichnen und 
in den Wahlumschlag legen kann. Für die Aufnahme der Um­
schläge sind Wahlurnen zu verwenden. Vor Beginn der Stimm­
abgabe sind die Wahlurnen vom Wahlvorstand zu verschließen. 
Sie müssen so eingerichtet sein, daß die eingeworfenen Um­
schläge nicht vor Öffnung der Urne entnommen werden können.

(2) Ein Wähler, der durch körperliches Gebrechen in der 
Stimmabgabe behindert ist, bestimmt eine Person seines Ver­
trauens, deren er sich bei der Stimmabgabe bedienen will, und 
gibt dies dem Wahlvorstand bekannt. Die Hilfeleistung hat sich 
auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers zur Stimmabgabe zu 
beschränken. Die Vertrauensperson darf gemeinsam mit dem 
Wähler die Wahlzelle aufsuchen, soweit das zur Hilfeleistung er­
forderlich ist. Die Vertrauensperson ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der 
Wahl eines anderen erlangt hat. Wahlbewerber, Mitglieder des 
Wahlvorstandes und Wahlhelfer dürfen nicht zur Hilfeleistung 
herangezogen werden.

(3) Solange der Wahlraum zur Stimmabgabe geöffnet ist, müs­
sen mindestens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes im Wahl­
raum anwesend sein; sind Wahlhelfer bestellt (§ 1 Abs. 1), genügt 
die Anwesenheit eines Mitgliedes des Wahlvorstandes und eines 
Wahlhelfers.

(4) Vor Einwurf des Wahlumschlages in die Urne ist festzu­
stellen, ob der Wähler im Wählerverzeichnis eingetragen ist. Ist 
dies der Fall, übergibt der Wähler den Umschlag dem mit der 
Entgegennahme der Wahlumschläge betrauten Mitglied des 
Wahlvorstandes, das ihn in Gegenwart des Wählers ungeöffnet 
in die Wahlurne legt. Der Wähler kann den Wahlumschlag auch 
selbst in die Urne legen, wenn das mit der Entgegennahme der 
Wahlumschläge betraute Mitglied des Wahlvorstandes es gestat­
tet. Die Stimmabgabe ist im Wählerverzeichnis zu vermerken.

(5) Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder wird das Wahl­
ergebnis nicht unmittelbar nach Abschluß der Stimmabgabe 
festgesteüt, so hat der Wahlvorstand für die Zwischenzeit die 
Wahlurne so zu verschließen und aufzubewahren, daß der Ein­
wurf oder die Entnahme von Stimmzetteln ohne Beschädigung

des Verschlusses unmöglich ist. Bei Wiedereröffnung der Wahl 
oder bei Entnahme der Stimmzettel zur Stimmenzählung hat 
sich der Wahlvorstand davon zu überzeugen, daß der Verschluß 
unversehrt ist.

§ 16
Stimmabgabe bei Nebenstellen und Teilen 

von Dienststellen, Schriftliche Stimmabgabe
(1) Für die Beschäftigten von

1. nachgeordneten Stellen einer Dienststelle, die nicht nach § 6 
Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 des Gesetzes selbständig sind, oder

2. Nebenstellen oder Teilen einer Dienststelle, die räumlich 
weit von dieser entfernt liegen,

kann der Wahlvorstand die Stimmabgabe in diesen Stellen 
durchführen oder die schriftliche Stimmabgabe anordnen.

(2) Wird die schriftliche Stimmabgabe angeordnet, so hat der 
Wahlvorstand den wahlberechtigten Beschäftigten

1. die Wahlvorschläge,
2. den Stimmzettel und den Wahlumschlag,
3. eine vorgedruckte, vom Wähler abzugebende Erklärung, in 

der dieser gegenüber dem Wahlvorstand versichert, daß er 
den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat oder, soweit 
unter den Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 erforderlich, 
durch eine Person seines Vertrauens hat kennzeichnen las­
sen sowie

4. einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahl­
vorstandes und als Absender den Namen und die Anschrift 
des Wahlberechtigten sowie den Vermerk „Schriftliche 
Stimmabgabe“ trägt,

auszuhändigen oder zu übersenden. Der Wahlvorstand soll dem 
Wähler ferner ein Merkblatt über die Art und Weise der schriftli­
chen Stimmabgabe (Absatz 3) aushändigen oder übersenden. 
Auf Antrag ist auch ein Abdruck des Wahlausschreibens auszu­
händigen oder zu übersenden. Der Wahlvorstand hat die Aus­
händigung oder Übersendung im Wählerverzeichnis zu vermer­
ken.

(3) Der Wähler gibt seine Stimme in der Weise ab, daß er
1. den Stimmzettel unbeobachtet persönlich kennzeichnet 

und in den Wahlumschlag legt,
2. die vorgedruckte Erklärung unter Angabe des Ortes und des 

Datums unterschreibt und
3. den Wahlumschlag, in den der Stimmzettel gelegt ist, und 

die unterschriebene Erklärung (Absatz 2 Satz 1 Nr. 3) in dem 
Freiumschlag verschließt und diesen so rechtzeitig an den 
Wahlvorstand absendet oder übergibt, daß er vor Abschluß 
der Stimmabgabe vorliegt.

Der Wähler kann, soweit unter den Voraussetzungen des § 15 
Abs. 2 erforderlich, die in den Nummern 1 bis 3 bezeichneten Tä­
tigkeiten durch eine Person seines Vertrauens verrichten lassen.

§ 17
Behandlung der schriftlich abgegebenen Stimmen

(1) Unmittelbar vor Abschluß der Stimmabgabe öffnet der 
Wahlvorstand in öffentlicher Sitzung die bis zu diesem Zeit­
punkt eingegangenen Freiumschläge und entnimmt ihnen die 
Wahlumschläge und die vorgedruckten Erklärungen (§ 16 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3.). Ist die schriftliche Stimmabgabe ordnungsgemäß 
erfolgt (§ 16 Abs. 3), so legt der Wahlvorstand den Wahlumschlag 
nach Vermerk der Stimmabgabe im Wählerverzeichnis ungeöff­
net in die Wahlurne.

(2) Verspätet eingehende Briefumschläge hat der Wahlvor­
stand mit einem Vermerk über den Zeitpunkt des Eingangs un­
geöffnet zu den Wahlunterlagen zu nehmen. Die Briefumschlä­
ge sind einen Monat nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses un­
geöffnet zu vernichten, wenn die Wahl nicht angefochten wor­
den ist.

§ 18
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Unverzüglich nach Abschluß der Wahl nimmt der Wahl­
vorstand öffentlich die Auszählung der Stimmen vor und stellt 
das Ergebnis fest.

(2) Nach Öffnung der Wahlurne entnimmt der Wahlvorstand 
die Stimmzettel den Wahlumschlägen und prüft ihre Gültigkeit.

(3) Der Wahlvorstand zählt
1. im Falle der Verhältniswahl die auf jede Vorschlagsliste,


